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Entscheidungen und Verhaiten des Bundesministeriums für wirtschaftiiche 
Zusammenarbeit bezügiich der Nord-Süd-Kampagne des Europarats 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit Schreiben vom 22. Sep- 
tember 1 988 die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie 
folgt beantwortet: 


1. Warum hat das Bundesministerinm für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (BMZ) die Anträge des Bundeskongresses entwicklungspoh- 
tischer Aktionsgruppen (BUKO) im Rahmen der Nord-Süd-Kam- 
pagne des Europarats als einzige der vom Nationalen Organisa- 
tionskomitee (NOK) gebündelt eingereichten Finanzanträge nicht 
gebilhgt (abgesehen von einem Antrag, der ohnehin nur als Even- 
tualantrag gedacht war), obwohl die Anträge inhaltiich den Grund- 
lagen entsprechen, die in mehreren Gesprächen seit Mitte 1987 mit 
Bundesminister Klein, dem Ausschuß für wirtschaftiiche Zusam- 
menarbeit und den Berichterstattern/innen des Haushaltsausschüs- 
ses des Deutschen Bundestages festgelegt worden waren? 


Die Bundesregierung kann nicht auf der einen Seite 140 000 DM 
für die Öffentlichkeitsarbeit zur IWF- und Weltbanktagung bereit- 
stellen und auf der anderen Seite Gruppen finanziell unterstützen, 
die die Politik dieser anerkannten internationalen Institutionen 
diffamieren. Dies würde auch dem Auftrag des Parlaments wider- 
sprechen. Im übrigen war der BUKO selbst nicht in der Lage aus- 
zuschließen, daß es bei geplanten Aktionen und Kampagnen zu 
Gewaltanwendung kommt. 


2. Warum hat das BMZ den Antrag des Deutschen Rates der Europäi- 
schen Bewegung bewiUigt, obwohl dieser nicht, wie zwischen NOK 
\md BMZ abgesprochen, über das NOK eingereicht wurde? 
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Der Deutsche Rat der Europäischen Bewegung ist Mitglied des 
Nationalen Organisationskomitees der Nord-Süd-Kampagne des 
Europarats und war damit auch berechtigt, Finanzierungsanträge 
an das BMZ zu stellen. 


3. Warum wurden dem Deutschen Rat der Europäischen Bewegung 
52 425 DM bewilhgt, obwohl in dessen Schreiben an das BMZ vom 
15. Januar 1988 nur 41 500 bzw. „in Abhängigkeit von der Auflage" 
47 400 DM beantragt wurden? 


Der Deutsche Rat der Europäischen Bewegung hat in Ergänzung 
seines Antrages vom 20. Januar 1988 bereits am 12. Februar eine 
Mittelerhöhung auf insgesamt 52425 DM beantragt. Diesem An- 
trag wurde so entsprochen. 


4. Wie erklärt das BMZ die Tatsache, daß der für den Deutschen Rat 
der Europäischen Bewegung bewilligte Betrag genauso hoch wie 
die Gesamtsumme der drei abgelehnten Anträge des BUKO sowie 
‘ des zurückgezogenen NOK- Antrags ist? Mit welchen Argumenten 
kann das BMZ dem Eindruck entgegentreten, es handele sich hier 
um einen bestellten Antrag? 


Der bewilligte Betrag entspricht - wie bereits in der vorigen 
Antwort ausgeführt - der Antragssumme. Von einem bestellten 
Antrag kann keine Rede sein. 


5. Warum wurden die Berichterstatter/innen im Haushaltsausschuß 
entgegen den früheren Absprachen mit dem BMZ nicht konsultiert, 
bevor die BewiUigungsbescheide für Finanzanträge im Rahmen der 
Nord-Süd-Kampagne ergingen? 


Der Vorsitzende des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und mehrere Berichterstatter wurden über das geplante 
Vorhaben unterrichtet. 


6. Warum hat das BMZ in einem Brief an den Sprecher des NOK vom 
3. März 1988 behauptet, daß „(d)ie Entscheidung über die Einzelan- 
träge ... in Übereinstimmung mit den zuständigen Vertretern des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages und nach Kon- 
sultation des Vorsitzenden des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit des Deutschen Bundestages . . . gefällt" worden 
sei, obwohl dies von den betroffenen Personen nachdrückhch be- 
stritten wird? 


Die Formulierung in dem Schreiben vom 3. März 1988 ist mißver- 
ständlich. Gemeint war, daß der genannte Personenkreis nicht 
konsultiert, sondern informiert worden ist. 


7. In welcher Form hat sich das BMZ gegenüber den betroffenen 
Bundestagsabgeordneten entschuldigt und gegenüber dem NOK 
die falschen Behauptungen formell zurückgenommen? 


Staatssekretär Lengl hat in der 26. Sitzung des Haushaltsaus- 
schusses am 20. Aprü 1988 das Mißverständnis aufgeklärt und die 
unpräzise Formulierung bedauert. 
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8. Wie bewertet das BMZ den aus Solidarität mit dem BUKO erfolgten 
Verzicht der übrigen NOK-Organisationen auf Inanspruchnahme 
der zugesagten BMZ-Gelder? 


Das BMZ bedauert, daß durch die Nichtannahme von bewilligten 
Mitteln nicht alle Aktionen der Nord-Süd-Kampagne in dem 
ursprünglich geplanten Umfang stattfinden konnten. 

Im übrigen mußte jede Organisation auch aus haushaltsrecht- 
lichen Gründen selbst entscheiden, ob sie öffentliche Gelder in 
Anspruch nehmen wül oder nicht. 


9. Für welche Vorhaben wird das BMZ die vom Parlament bewilligten 
400 000 DM für die Nord-Süd-Kampagne verwenden? 


Die im Rahmen der Nord-Süd-Kampagne nicht in Anspruch ge- 
nommenen Mittel verbleiben im Bundeshaushalt und können 
nicht anderweitig eingesetzt werden. 


10. Welche Gründe haben das BMZ bewogen, die Gelder für die Nord- 
Süd-Kampagne und für andere Haushaltstitel nur unter der folgen- 
den Bedingung zu vergeben: „Die Bimdesrepubhk Deutschland ist 
Gastland der Ende September 1988 in Berlin stattfindenden Jahres- 
tagung von Internationalem Währungsfonds und Weltbank. Ich 
bitte Sie, bei den im Rahmen dieser Bewilligung durchzuführenden 
Maßnahmen die positive Rolle der genannten internationalen Orga- 
nisationen für die Entwicklung der Partnerländer hervorzuheben."? 
Wie läßt sich eine solche Konditionalität bei der Vergabe von 
Haushaltsmitteln mit den Prinzipien der freien Meinungsbildung in 
einer demokratischen Gesellschaft vereinbaren? 


Es handelt sich nicht um eine Bedingung, sondern um eine ver- 
ständliche Bitte, wie dem in der Frage enthaltenen Zitat zu ent- 
nehmen ist. 


11. Warum hat das BMZ bei seinem „Informationstag Dritte Welt" am 
10. Juni 1988 die Nord-Süd-Kampagne mit keinem Wort erwähnt, 
obwohl diese Aktion ursprünglich als Beitrag zur Kampagne ange- 
kündigt worden war? 


Am 19. Mai 1988 hat der Bundesminister Klein in einer Presse- 
konferenz öffentlich erklärt, der „Informationstag Dritte Welt" sei 
ein eigenständiger unterstützender Beitrag des BMZ zur Nord- 
Süd-Kampagne. Auch in Veranstaltungen, bei denen das BMZ 
mitwirkte, ist dieser Zusammenhang verdeutlicht worden. Im 
übrigen hat das BMZ die meisten bundesweiten Aktionen ledig- 
lich angeregt, aber nicht selbst durchgeführt; es hatte folglich nur 
sehr geringen Einfluß auf die inhaltliche Gestaltung der Aktionen. 


12. Für welche Vorhaben wird das BMZ die bewilligten 140 000 DM für 
öffentiichkeitsarbeit zur IWF/Weltbank-Jahrestagimg verwenden? 
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Die Mittel wurden ausschließlich für Herstellung und Versand von 
auf die Weltbank- und IWF- Jahresversammlung bezogenen 
Pubhkationen verwendet. 


13. Wie hat das BMZ auf den Brief des Bensheimer Kreises vom 8. April 
1988 reagiert, in dem gegen die Verweigerung der Gelder für den 
BUKO protestiert wurde? 


Mit einem Schreiben von Bundesminister Klein vom 26. April 
1988. 


14. Auf welche möglichen Schritte und Maßnahmen des BMZ nahm 
Minister Klein Bezug, als er in der Sitzung des Ausschusses für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit am 13. April 1988 im Zusammen- 
hang mit der Solidarisierung kirchhcher Organisationen mit dem 
BUKO folgende Aussagen machte: Zu seinem Erstaunen habe der 
Fall BUKO zu einem Solidarisierungseffekt auch kirchhcher Orga- 
nisationen geführt. Darüber sei noch nicht das letzte Wort gespro- 
chen. Die Empfänger von Steuermitteln, und zwar nicht allein über 
die Nord-Süd-Kampagne, sondern für die Arbeit in der Dritten Welt 
insgesamt, die Spenden für die Dritte Welt erhielten, sollten sich 
überlegen, mit wem sie sich sohdarisierten imd wessen Arbeit sie 
mit diesen Mitteln, die ihnen für andere Zwecke gegeben worden 
seien, unter Umständen unterstützten. Er nehme diesen Vorgang 
sehr ernst. Es seien natürhch nicht die Kirchen. Es seien Organisa- 
tionen und darin Einzelpersonen mit ganz bestimmten pohtischen 
Verbindungen (epd-Entwicklungspohtik, Informationsdienst des 
Evangehschen Pressedienstes, Nr. 12/88)? 

Die Bemerkung von Bundesminister Klein, „ . . . darüber sei noch 
nicht das letzte Wort gesprochen...", bezog sich auf Aussagen 
von Vertretern kirchhcher Gruppen, die Anlaß zu der Annahme 
gaben, die Soüdarität mit dem BUKO werde nicht auf breiter Basis 
mitgetragen. Schon deswegen stellt sich die Frage nach konkre- 
ten Schritten nicht. 


15. An welche Orgarüsationen und welche Einzelpersonen hat Minister 
Klein bei diesen Äußerungen konkret gedacht? 


Siehe Antwort zu Frage 14. 
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